
- B e g l a u b i g t e  A b s c h r i f t -  
 

OBERLANDESGERICHT  OLDENBURG 
 
 

 
 

B e s c h l u s s 
 
 
 

6 U 125/22 
12 O 112/22 Landgericht Oldenburg 

 

 
 
 

In dem Rechtsstreit 
 
Wiesenhof Geflügel-Kontor GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer

Paul-Wesjohann-Straße 45, 49429 Visbek,  
 
 Beklagte und Berufungsklägerin,  
 
Prozessbevollmächtigte:  

 
gegen 
 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., vertreten durch den Vorstand Cor-
nelia Tausch, Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart,  
 
 Klägerin und Berufungsbeklagte,  
 
Prozessbevollmächtigte:  
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hat der 6. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Oldenburg durch den Richter am Ober-

landesgericht  die Richterin am Oberlandesgericht und den 

Richter am Oberlandesgericht  

 

am 28. Februar 2023 

 

einstimmig beschlossen: 

 

Die Berufung der Beklagten gegen das am 13.09.2022 verkündete und 

mit Beschluss vom 01.11.2022 berichtigte Urteil des Landgerichts 

Oldenburg wird zurückgewiesen. 

 

Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens. 

 

Das angefochtene Urteil ist ohne Sicherheitsleistung vorläufig voll-

streckbar. 

 

Die Beklagte darf die Vollstreckung hinsichtlich der Unterlassungsver-

pflichtung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 100.000 Euro abwen-

den, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in glei-

cher Höhe leistet. Im Übrigen darf die Beklagte die Vollstreckung durch 

Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des aufgrund des Urteils voll-

streckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Voll-

streckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden 

Betrages leistet. 

 

Der Streitwert für die Berufungsinstanz beträgt 30.000 Euro. 
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Gründe: 

 

I. 

Gemäß § 522 Abs. 2 Satz 4 ZPO wird auf die tatsächlichen Feststellungen im an-

gefochtenen Urteil in der Fassung des Berichtigungsbeschlusses vom 01.11.2022 

Bezug genommen. Ergänzend wird ausgeführt:  

Das Landgericht hat mit dem angefochtenen Urteil der Klage stattgegeben. Mit ihrer 

Berufung verfolgt die Beklagte ihr erstinstanzliches Ziel der Klagabweisung weiter. 

Die Beklagte rügt im Wesentlichen, das Landgericht sei unzutreffend von einer Pas-

sivlegitimation der Beklagten ausgegangen. Diese biete jedoch lediglich Zentral-

funktionen für den Wiesenhof-Konzern an und habe das in Streit stehende Produkt 

– ein Tiefkühlhähnchen – selbst nicht in Verkehr gebracht. Im Übrigen handele es 

sich bei dem auf der Produktverpackung aufgedruckten Slogan: „Deutsches Geflü-

gel von regionalen Höfen“ nicht um einen irreführenden Hinweis auf die geographi-

sche Herkunft des Produkts. Der Verpackung sei hinreichend deutlich zu entneh-

men, dass dieses in Sachsen-Anhalt hergestellt worden sei. 

Im Übrigen wiederholt und vertieft die Beklagte ihren erstinstanzlichen Vortrag. Hin-

sichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Schriftsätze vom 12.12.2022 und 

vom 14.02.2023 verwiesen. 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des Landgerichts Oldenburg vom 13.09.2022 mit dem Aktenzei-

chen 12 O 112/22 abzuändern und die Klage abzuweisen;  

hilfsweise, das angefochtene Urteil aufzuheben und den Rechtsstreit zur er-

neuten Verhandlung und Entscheidung an das Landgericht Oldenburg zu-

rückzuverweisen. 

Die Klägerin beantragt,  

die Berufung zurückzuweisen. 
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II. 

Der Senat weist die Berufung gemäß § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO durch Beschluss 

zurück, weil sie offensichtlich unbegründet ist. Zur Begründung wird auf den Hin-

weisbeschluss vom 26.01.2023 Bezug genommen (§ 522 Abs. 2 Satz 3 ZPO). 

Die Stellungnahme der Beklagten vom 14.02.2023 vermag eine abweichende recht-

liche Bewertung nicht zu rechtfertigen. 

1. Soweit die Beklagte ausführt, dass nach gefestigter Rechtsprechung des Bun-

desgerichtshofs unstreitige Tatsachen, die erstmals in der Berufungsinstanz vorge-

tragen werden, unabhängig von den Zulassungsvoraussetzungen des § 531 ZPO 

zu berücksichtigen seien, trifft dies im Grundsatz zwar zu. Um einen solchen Fall 

handelt es sich hier aber nicht. Die Passivlegitimation der Beklagten war vielmehr 

erstinstanzlich unstreitig und wird nun von Beklagtenseite in der Berufungsinstanz 

erstmals bestritten.  

Wie im Hinweisbeschluss bereits im Einzelnen ausgeführt, hat die Klägerin in ihrer 

Klageschrift vom 18.01.2022 – auch unter Bezugnahme auf vorgelegte vorgerichtli-

che Korrespondenz – zur wettbewerbswidrigen Vermarktung des Produkts durch 

die Beklagte vorgetragen. Dem ist die Beklagte erstinstanzlich nicht entgegengetre-

ten, sodass der Vortrag der Klägerin als zugestanden anzusehen ist, § 138 Abs. 3 

ZPO. Von diesem unstreitigen Sachverhalt hat auch das Berufungsgericht auszu-

gehen, § 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO. Neue, von dem unstreitigen Vortrag abweichende 

Tatsachen sind nur zu berücksichtigen, soweit dies zulässig ist, § 529 Abs. 1 

Nr. 2 ZPO.  

Das Bestreiten der Passivlegitimation durch die Beklagte ist als neues Verteidi-

gungsmittel gemäß § 531 Abs. 2 Nr. 3 ZPO nicht zu berücksichtigen. Insofern 

kommt es maßgeblich darauf an, dass das Bestreiten bei der gebotenen Sorgfalt 

bereits in erster Instanz hätte erfolgen können. Die vom Gesetzgeber gewollte Kon-

zentration der Tatsachenfeststellung auf die erste Instanz zwingt die Parteien, 

grundsätzlich bereits in erster Instanz alles vorzutragen, was aus ihrer Sicht für die 

Entscheidung des Rechtsstreits erheblich ist (vgl. BGH, Beschluss vom 24. Novem-

ber 2009 – VII ZR 31/09, juris Rn. 9 m. w. N.). Bei der Verantwortlichkeit der Be-

klagten für den in Rede stehenden Verstoß handelt es sich um eine für den geltend 
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gemachten wettbewerbsrechtlichen Unterlassungsanspruch zentrale Anspruchsvo-

raussetzung, deren Bestreiten bei der gebotenen Sorgfalt bereits in erster Instanz 

hätte erfolgen können. Das räumt auch die Beklagte in ihrem Schriftsatz vom 

14.02.2023 selbst ein (S. 3). Wenn danach erstinstanzlich die eigene Verantwort-

lichkeit nicht hinreichend reflektiert worden sein sollte, stellt dies eine Nachlässigkeit 

dar, welche die Berücksichtigung dieses Vorbringens im Berufungsverfahren aus-

schließt. 

2. Auch soweit die Beklagte mit weiterem Vortrag eine Irreführung des Verbrauchers 

in Abrede stellt, rechtfertigt dies keine vom Hinweisbeschluss abweichende Beur-

teilung. Der auf der Verpackung des Tiefkühlhähnchens augenfällige Aufdruck: 

„Deutsches Geflügel von regionalen Höfen“ stellt aus der Sicht eines durchschnittli-

chen Verbrauchers keine bloß „markenmäßige Verwendung“, sondern einen Hin-

weis auf eine regionale Herkunft des Produkts dar. Für einen solchen Verbraucher 

entsteht – ohne dass es für die Beurteilung eines Sachverständigengutachtens be-

dürfte – der Eindruck, dass das Produkt aus der Region stammt, in der es verkauft 

wird und somit etwa längere Transportwege vermieden worden sind.  

Die hier unwahre Herkunftsangabe lässt sich entgegen dem Vorbringen der Beklag-

ten auch nicht dadurch rechtfertigen, dass nach wissenschaftlichen Studien Ver-

braucher den Herstellern von Lebensmitteln und den Angaben auf Verpackungen 

aktuell wenig Vertrauen entgegenbringen. Ziel der in Rede stehenden wettbewerbs-

rechtlichen Regelungen ist es gerade, dem Verbraucher eine informierte Entschei-

dung zu ermöglichen und ihn vor irreführenden Angaben zu schützen. 

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der von der Beklagten zitierten Rechtspre-

chung des Bundesgerichtshofs. Diese bestätigt vielmehr ausdrücklich, dass in Fäl-

len, in denen der Blickfang für sich genommen eine fehlerhafte Vorstellung vermit-

telt, der dadurch veranlasste Irrtum regelmäßig durch einen klaren und unmissver-

ständlichen Hinweis ausgeschlossen werden muss, der selbst am Blickfang teilhat 

(vgl. BGH, Urteil vom 18. Dezember 2014 – I ZR 129/13, juris Rn. 16). Das ist hier 

nicht erfolgt, weil der Hinweis auf die Regionalität des Produkts in großer Schrift auf 

der Vorderseite der Produktverpackung in den Vordergrund tritt, der Hinweis auf die 
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„Erzeugergemeinschaft Sachsen-Anhalt“ aber deutlich kleiner auf dem Verschluss-

band angebracht ist und erst bei näherer Untersuchung der Produktverpackung auf-

fällt.  

Soweit im Übrigen nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs bei dem Er-

werb langlebiger und kostspieliger Güter davon ausgegangen werden kann, dass 

sich der Verbraucher wegen der erheblichen Investitionen nicht nur mit den blick-

fangmäßigen Angaben des Produkts befasst und deshalb in diesen Fällen ein Stern-

chenhinweis oder ein anderer klarstellender Hinweis an den isoliert irreführenden 

blickfangmäßigen Angaben in einer Werbung nicht erforderlich ist (vgl. BGH, Urteil 

vom 18. Dezember 2014 – I ZR 129/13, aaO Rn. 19), liegt ein solcher Fall hier 

ersichtlich nicht vor. Es handelt sich um ein Tiefkühlprodukt zum Preis von 4,19 

Euro, das in einem Supermarkt zur sofortigen Mitnahme bereitliegt und regelmäßig 

zusammen mit weiteren Lebensmitteln erworben wird. Bei einem solchen Einkauf 

werden erfahrungsgemäß nicht sämtliche Verpackungsinformationen wahrgenom-

men, sondern der Verbraucher nimmt regelmäßig nur die blickfangmäßig heraus-

gestellten Angaben zur Kenntnis. 

3. Die Nebenentscheidungen beruhen hinsichtlich der Kosten auf § 97 Abs. 1 ZPO 

und hinsichtlich der vorläufigen Vollstreckbarkeit auf den §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. 

 

 

 
 
Vorstehende Abschrift stimmt mit 
der Urschrift wörtlich überein. 
 

ustizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
Dieses Schriftstück wurde elektronisch erstellt. 
Es ist nur mit Unterschrift und Gerichtssiegel oder mit qualifizierter elektronischer Signatur gültig. 

 

 




